
negiert werden darf und das sich auch gegen-
über gesetzlich auferlegten Bindungen ver-
selbständigen kann. Dies kann öffentlich-
rechtliche Anstalten veranlassen, besonders
unter den Bedingungen des Wettbewerbs mit
privaten Veranstaltern, sich über Begren-
zungen ihres Programmauftrags und Schran-
ken für ihre wirtschaftlichen Aktivitäten hin-
wegzusetzen. Eben deshalb ist die Effizienz
der anstaltsinternen Aufsicht beschränkt.
Denn die anstaltsinternen Organe fühlen sich,
zumal unter Wettbewerbsbedingungen, pri-
mär ihrer eigenen Anstalt verpflichtet. Anders
lassen sich immer wieder zu beobachtende
gravierende Verstöße gegen Erfordernisse des
Jugendschutzes in öffentlich-rechtlichen Pro-
grammen zur besten Sendezeit ebenso wenig
erklären, wie die für den unbefangenen Be-
trachter eklatante Zunahme des „product
placement“ in den beiden großen öffentlich-
rechtlichen Vollprogrammen. Und wenn etwa
die Anstalt des öffentlichen Rechts „Zweites
Deutsches Fernsehen“ bei rechtlich proble-
matischen Aktivitäten wie der Zusammen-
arbeit mit T-online oder dem Onlineangebot
Leute heute oder auch dem ZDF-Medienpark
letztlich doch zurückgerudert ist, so waren
es gravierende rechtliche Einwände von
außen, die hier zu besserer Einsicht führten
– die anstaltsinternen Gremien hatten recht-
liche Bedenken nicht weiter verfolgt. Ob also
das Konzept der primär anstaltsinternen Auf-
sicht und der nur begrenzten nachrangigen
Staatsaufsicht noch adäquat ist, mag mit gu-
ten Gründen bezweifelt werden. 
Eben diese Entwicklungen beschreibt Claudia
Gotzmann als Ausgangspunkt ihrer Unter-
suchung über die Staatsaufsicht über die
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten,
einer von Klaus Stern betreuten Kölner Dis-
sertation. Die, hierin zeigt sich die Stern’sche
Schule, in Aufbau und Gedankenführung
außerordentlich klare und übersichtliche Ar-
beit gliedert sich in zwei Teile. Im ersten Teil
untersucht die Verfasserin, ausgehend von der
ebenso grundlegenden wie häufig beiseite
gelassenen Erkenntnis, dass öffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalten eben Anstalten des
öffentlichen Rechts sind und als solche anstalts-
rechtlichen Bindungen unterliegen, die grund-
sätzliche verfassungsrechtliche Thematik der
Staatsaufsicht über Anstalten des öffentlichen
Rechts. Im zweiten Hauptteil werden dann
die Besonderheiten behandelt, die sich dar-

Anstalten des öffentlichen Rechts haben die
Vermutung gesteigerter Rechtstreue für sich,
nehmen dies zumindest in Anspruch. Nicht
zuletzt deshalb wurden die öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten, von verfassungs-
rechtlichen Implikationen einmal abgesehen,
stets nur einer begrenzten staatlichen Auf-
sicht unterworfen. Für die staatliche Rechts-
aufsicht gilt zudem der Grundsatz der Sub-
sidiarität. Sie kann erst dann einschreiten,
wenn anstaltsinterne Aufsicht nicht zur Ab-
hilfe führt. Auf ihr, auf den anstaltsinternen
Gremien liegt jedoch der Schwerpunkt der
Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk; sie wird in ihrer Effizienz insge-
samt eher zurückhaltend beurteilt. Effizien-
te Aufsicht ist jedoch auch beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht per se verzicht-
bar. Denn dass öffentlich-rechtliche Anstalten
kraft Gesetzes einem besonderen Auftrag ver-
pflichtet sind, bietet noch nicht die Gewähr
dafür, dass die hieraus folgenden Bindungen
auch ausnahmslos beachtet werden. Dies er-
folgt schon aus jenem institutionstypischen
„Selbstbehauptungs- und Ausweitungsinter-
esse“ (BVerfGE 87, 181/202), das bei öffent-
lich-rechtlichen Institutionen nicht generell

vor eine Sache nach Straßburg geht. Zudem
darf im konkreten Zusammenhang die si-
tuative Seite der Fälle nicht vernachlässigt
werden; sie kann eine schlichte „Ausführung“
eines „Rechtsanwendungsbefehls“ aus Straß-
burg unmöglich machen, weil im Einzelfall
hier und jetzt in der konkreten Situation meh-
rere Grundrechte im Spiel sind, die der Zu-
ordnung in kasuistischer Weise bedürfen, um
den Fall vertretbar lösen zu können. Wie die-
se Bemerkungen zeigen, geht es insoweit
tatsächlich um etwas höhere juristische Ma-
thematik, so dass man das in einem Lehrbuch
zur Einführung und für Laien vielleicht zu
Recht so nicht findet, obwohl solche Kom-
plexität auch im Medienrecht häufig ist.
Das Buch wird seinen Weg indes weiter ma-
chen. Hier war es nur wiederum anzuzeigen,
weil es seine Aktualität durch diese Auflage
wiedergewonnen hat. Der Druckfehlerteufel
ist allerdings nicht ganz entwichen – vgl. z.B.
S. 277, wo von „Nerner Hahe“ statt „Werner
Hahn“ unter den Kommentaren die Rede ist.
Das durchschaut aber auch der Laie und kann
insofern verwunden werden. Etwas billiger
sollte das Buch allerdings nach einer Vielzahl
von Auflagen langsam werden, hofft man
im Interesse des Käufers.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig
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Claudia Gotzmann: 
Die Staatsaufsicht über 
die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten unter
besonderer Berücksichti-
gung ihrer Organisation 
als rechtsfähige Anstalten
des öffentlichen Rechts
(Schriftenreihe des Instituts
für Rundfunkrecht an 
der Universität zu Köln, 
Band 87). München 2004: 
Verlag C. H. Beck. 
39,00 Euro, 212 Seiten.



Satz 2 GG gefordert ist, der Einführung einer
externen Aufsicht auch gegenüber öffentlich-
rechtlichem Rundfunk bedarf. In gewissem
Widerspruch zu ihrer in der Frage der Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung entwickelten
Position erachtet die Verfasserin hier nun die
anstaltsinterne Gremienaufsicht als ausrei-
chend. Dies kann man, muss man freilich nicht
so sehen, doch hätte man sich gerade in die-
ser aktuellen Thematik mehr Problemgespür
gewünscht.
Es ist bedauerlich, dass die Verfasserin es ver-
säumt hat, zu dieser aktuellen und dringen-
den Fragestellung vertiefende Gesichtspunkte
beizutragen, was auf der soliden dogmati-
schen Grundlage der Untersuchung an sich
gut möglich gewesen wäre. Gleichermaßen
bedauerlich ist es, dass die aktuelle europa-
rechtliche Dimension der Frage keine Er-
wähnung findet. Doch auch als solide dog-
matische Bestandsaufnahme, die immerhin
eine Reihe gängiger Fehlvorstellungen zu-
rechtzurücken vermag, erwirbt sich die Arbeit
wesentliche Verdienste. In der aktuellen Dis-
kussion um eine Neustrukturierung der Rund-
funkaufsicht schafft sie wichtige Grundlagen. 

Prof. Dr. Christoph Degenhart, Leipzig

ganz eindeutigen Begriff der öffentlichen,
nicht staatlichen Aufgabe und zeigt auch zu-
treffend auf, dass die Frage nach der Zuge-
hörigkeit des Rundfunks zur „mittelbaren
Staatsverwaltung“ sich schon deshalb nicht
eindeutig beantworten lässt, weil auch letz-
terer Begriff eben nicht eindeutig ist. Als An-
satzpunkt für Aufsichtserfordernisse sieht die
Verfasserin auch insoweit Rechtsstaats- und
Demokratieprinzip des Grundgesetzes. Un-
ter Gesichtspunkten demokratischer Legiti-
mation sieht sie es als entscheidend an, ob
den Anstalten staatliche Aufgaben übertra-
gen sind, was sie zutreffend nur für Randbe-
reiche, wie die durch Verwaltungsakt erfol-
gende Vergabe von Wahlwerbesendezeiten
an politische Parteien, bejaht. Der Grundsatz
der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, so Gotz-
mann, gilt jedoch für die vollziehende Gewalt
im weitesten Sinn und damit auch für öf-
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalten. Die-
se zentrale These der Untersuchung, so sehr
sie mir in der Sache beifallswürdig erscheint,
wird nun allerdings recht beiläufig gebracht;
gerade hierzu müsste insgesamt fundierter
argumentiert werden. Dass die Gesetzesbin-
dung der Anstalten in der Konsequenz Staats-
aufsicht bedingt, da die anstaltsinterne Auf-
sicht nicht adäquat ist, ist in der Konsequenz
dann ohne weiteres einsichtig.
Staatsaufsicht über den Rundfunk bedarf der
Rechtfertigung gegenüber dem Grundsatz
der Rundfunkfreiheit. Zutreffend wird Staats-
freiheit als ein Verbot staatlicher Beherr-
schung interpretiert, dem hier jedoch mit ei-
ner Beschränkung des Aufsichtsgegenstands
wie auch in der Beschränkung des Aufsichts-
maßstabs hinreichend Rechnung getragen
wird. Bemerkenswert erscheint die Erkennt-
nis, dass die aus anstaltlicher Sicht meist als
Verfassungsgebot postulierte Subsidiarität
der staatlichen Aufsicht nur einfachgesetz-
lich begründet ist. Die etwas begriffliche Dif-
ferenzierung, ob Staatsaufsicht der Ebene der
Grundrechtsausgestaltung zuzurechnen oder
aber als Grundrechtseingriff zu qualifizieren
ist, erscheint mir nicht recht weiterführend
und auch in der Sache nicht überzeugend, zu-
mal Aufsichtsmaßnahmen im Verhältnis zu
Selbstverwaltungskörperschaften Eingriffe
im klassischen Sinn darstellen. Schließlich
wendet die Untersuchung sich noch der Frage
zu, ob es im Zuge der Ausgestaltung der Rund-
funkordnung, wie sie durch Art. 5 Abs. 1

aus ergeben, dass die Rundfunkanstalten als
Träger des Grundrechts der Rundfunkfreiheit
eine Sonderstellung innerhalb der öffentlich-
rechtlichen Anstalten einnehmen.
Im ersten, im engeren Sinn anstaltsrechtli-
chen Teil der Untersuchung befasst sich Gotz-
mann nach präzisen begrifflichen Klärungen,
was die Begriffe der Anstalt und der Aufsicht,
Letztere in Abgrenzung zu Kontrolle und Lei-
tung, betrifft, im Schwerpunkt mit der Fra-
ge, ob verfassungsrechtlich zwingend ein Min-
destmaß an staatlicher Aufsicht über Anstal-
ten des öffentlichen Rechts gefordert ist. Dass
der hierfür bemühte Grundsatz der Einheit
der Verwaltung die Funktion der Staatsauf-
sicht beschreibt, jedoch kein eigenständiger
verfassungsrechtlicher Grundsatz ist, mag er
auch vereinzelt landesverfassungsrechtlich
Anklang gefunden haben, darin ist der Ver-
fasserin ebenso zuzustimmen wie in der Ab-
leitung eines Aufsichtserfordernisses aus dem
Demokratieprinzip des Grundgesetzes. Dies
betrifft jedenfalls im Regelfall öffentlich-
rechtliche Anstalten, die „im Allgemeinen“
Staatsgewalt im Sinn des Art. 20 Abs. 2 Satz 1
GG ausüben. Sind es insoweit Erfordernisse
demokratischer Legitimation, die jedenfalls
ein Mindestmaß an staatlicher Aufsicht als
Rechtsaufsicht bedingen, so wird eben dies
zwingend auch gefordert durch das Rechts-
staatsprinzip des Grundgesetzes und die ihm
immanente und unverzichtbare Gesetzes-
bindung der Verwaltung. Dass also im allge-
meinen Anstaltsrecht die Staatsaufsicht über
die Anstalten des öffentlichen Rechts ver-
fassungsrechtlich zwingend gefordert ist, je-
denfalls in der Form der Rechtsaufsicht, dies
legt die Autorin mit erfreulicher Klarheit über-
zeugend dar.
Ob nun dieser allgemeine anstaltsrechtliche
Aufsichtsgrundsatz entgegen der ganz herr-
schenden Meinung trotz ihrer Sondersitua-
tion auch auf die Rundfunkanstalten Anwen-
dung findet und diese notwendig staatlicher
Rechtsaufsicht unterworfen sein müssten,
dies zu untersuchen, ist Anliegen des zweiten
Teils der Arbeit. Einleitend wird dabei kurz
die Entstehung der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten nach dem Zweiten Welt-
krieg und die aktuelle Rechtslage in der Aus-
gestaltung der Staatsaufsicht geschildert. Zur
Sonderstellung der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten klärt die Autorinvor allem
den in der Rechtsprechung gebrauchten, nicht

R
E

C
H

T

103

2 | 2005 | 9.Jg.


